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	BERICHT
ZUM VORENTWURF DES ENTEIGNUNGSGESETZES DER 
AUSSERPARLAMENTARISCHEN KOMMISSION 




A. ALLGEMEINES

I
Einleitung
Am 14. Mai 2003 beschloss der Staatsrat die Einsetzung einer ausserparlamentarischen Kommission mit dem Auftrag, den Vorentwurf eines neuen Enteignungsgesetzes auszuarbeiten. 

Die Kommission begann mit ihrer Arbeit im September 2003. In ihrer Sitzung vom 23. Juni 2004 genehmigte die Kommission ihr Vorprojekt zu einem Enteignungsgesetz.

Wenn auch der Staatsrat und das Departement für Volkswirtschaft, Institutionen und Sicherheit (nachfolgend: Departement) bis dato keine Stellung zu diesem Vorentwurf genommen haben, ermächtigte die Regierung das Departement, das Vorprojekt der Kommission in die Vernehmlassung zu geben. 

Der vorliegende Bericht bezweckt, die von der Kommission vorgeschlagenen wichtigsten Neuerungen in grossen Zügen vorzustellen. 

II
Zusammensetzung der Kommission
Die Kommission setzte sich wie folgt zusammen:

Präsident:

--
Herr CRETTAZ Simon, Ingenieur EPFZ/SIA, Grossrat und Gemeindepräsident, St-Jean.

Vizepräsident:

--
Herr JAEGER Caesar, Advokat und ehemaliger Grossratspräsident, Brig-Glis.

Mitglieder:

--
Herr BESSERO Stéphane, Ingenieur-Geometer, Fully,

--
Herr FRAGNIERE Norbert, Chef der Dienststelle für Innere Angelegenheiten, Sion,

--
Herr HOLZER Christian, Chef der Dienststelle für Grundbuchämter, Sion,

--
Herr IMOBERDORF Herbert, Kantonsgeometer, Sion,

--
Herr PFAMMATTER Theo, Direktor, Eischoll,

--
Herr PUTALLAZ Jean-Christophe, Wissenschaftlicher Mitarbeiter in der Dienststelle für Strassen- und Flussbau, Sion,

--
Frau THETAZ-MURISIER Véronique, Advokatin, Orsières,

--
Herr ZIMMERMANN Roland, Gemeindepräsident, Visperterminen,

--
Herr ZUFFEREY Jean-Pierre, Vizekanzler, Sion.

III
Auftrag an die Kommission und Arbeitsmethode
Der vom Staatsrat an die Kommission erteilte Auftrag bestand darin, ein neues Enteignungsgesetz zu erarbeiten.

Die konstituierende Sitzung der Kommission fand am 16. September 2003 in Sitten statt. 

Als erstes sammelte die Kommission Dokumente, die für eine umfassende Prüfung des Dossiers notwendig waren. Um ihre Überlegungen zu vertiefen, beschaffte die Kommission sodann rechtsvergleichende Unterlagen. Ein rechtsvergleichendes Vorgehen rechtfertigte sich umso mehr, als die sich stellenden Probleme im Bereich der Enteignung bekannt sind. Die Kommission hat sodann die Bundesgesetzgebung, wie auch die Gesetzgebung in den Kantonen Bern, Freiburg und Neuenburg beurteilt.

Vom Herbst 2003 bis zum Sommer 2004 traf sich die Kommission insgesamt zu 7 Sitzungen. 

B. VORSCHLÄGE

I
Allgemeines
a) 
Entstehungsgeschichte
Das kantonale Gesetz betreffend die Expropriation zum Zwecke öffentlichen Nutzens (nachfolgend: EntG) wurde am 1. Dezember 1887 angenommen. Es wurde ergänzt durch ein Zusatz-Gesetz vom 26. November 1900. Seit seinem Inkrafttreten am 1. Januar 1888 erfuhr das EntG nur eine einzige kleine Änderung im Jahre 1993, und zwar im Rahmen der Teilrevision des Strassengesetzes.

In den Siebzigerjahren verlangten mehrere parlamentarische Interventionen eine Revision des EntG. Zu Beginn der Achtzigerjahre setzte der Staatsrat eine Arbeitsgruppe ein und beauftragte diese, ein neues Gesetz vorzulegen. Die Arbeiten dieser Kommission führten zum Entwurf des Enteignungsgesetzes (nachfolgend: EntG 1984), welches 1984 vom Volk im Verhältnis 2:1 abgelehnt wurde (26'797 Nein-Stimmen; 12'237 Ja-Stimmen; Stimmbeteiligung 28.8%). Der Hauptgrund dieser Verwerfung durch das Stimmvolk war die Aufhebung des gesetzlichen Zuschlags von einem Drittel und einem Viertel, d.h. des gewährten Unfreiwilligkeitszuschlags bei der Enteignung von Gebäulichkeiten (1/3) oder von unüberbauten Grundstücken (1/4).

Während vielen Jahren bremste dieses Volksnein die Inangriffnahme einer neuen Revision. Erst vor kurzem, nämlich am 25. Juni 2001, wurde mit einer Motion von Grossrat Beat Abgottspon und Kons. erneut eine Revision des EntG verlangt. In seiner Antwort anerkannte der Staatsrat die Notwendigkeit einer Revision dieses altehrwürdigen Gesetzes, wobei er jedoch unterstrich, dass dieses in der Anwendung keine unüberwindbaren Probleme gestellt habe. 

Ein wichtiger Grund zur Wiederaufnahme des Revisionsverfahrens – übrigens von den Motionären selbst angerufen – bildete der Entscheid des Bundesgerichts vom 30. Mai 2001. In diesem Entscheid (BGE 127 I 185; ZWR 2002, S. 47ff.) hat das höchste Gericht festgehalten, dass Artikel 6 der Kantonsverfassung keine weitergehende Entschädigung zu Gunsten des Enteigneten garantiere als jene gemäss Artikel 26 der Bundesverfassung; es hat darüber hinaus festgestellt, dass im Rahmen des geltenden eidgenössischen Rechts Artikel 15 EntG – der die Walliser Besonderheit über den gesetzlichen Drittel und Viertel enthält – angesichts des Gebots der Gleichbehandlung nicht mehr angewendet werden dürfe. Dieser Gerichtsentscheid hatte zur Folge, dass die bis damals angewandte Praxis geändert werden musste, d.h., die so genannten Unfreiwilligkeitszuschläge wurden nicht mehr zugesprochen. Heute wird der Enteignete zum vollen Verkehrswert des enteigneten Rechts und zum vollen Schadenersatz entschädigt, aber nicht mehr darüber hinaus (vgl. Rundschreiben der Kantonsverwaltung vom Juni 2001, das im Nachgang zum vgt. Urteil des Bundesgerichts verschickt wurde).

Die Schwierigkeit, die der gesetzliche Drittel und Viertel – welche zur wuchtigen Ablehnung des Gesetzesentwurfs von 1984 geführt hatten – bestehen somit heute nicht mehr, so dass ein neuer Anlauf einer Gesetzesrevision mit weniger Unwägbarkeiten behaftet ist 

Im Anschluss an die Motion Abgottspon und Kons. beschloss der Staatsrat die Einsetzung einer ausserparlamentarischen Kommission mit dem Auftrag, ein neues Enteignungsgesetz auszuarbeiten.

b) 
Notwendigkeit der Revision
Obwohl in die Jahre gekommen, hat das EntG im Laufe der Jahrhunderte gezeigt, dass es ein einfaches und wirksames Instrument war; trotzdem erweist sich eine Gesamterneuerung des EntG und seines Zusatzgesetzes von 1900 als notwendig, insbesondere weil diese Gesetze zahlreiche Lücken aufweisen. Zwar wurden einige von ihnen durch die Rechtsprechung, durch die Praxis und von in anderen Gesetzen enthaltenen Bestimmungen gefüllt. Trotzdem gibt es Fälle, wo das EntG weiterhin Lücken enthält und Fragen offen lässt. 

Es sollen hier nicht alle Lücken und Unzulänglichkeiten des EntG aufgezeigt werden. Erwähnt seien indes einige wichtige Punkte des Enteignungsrechts, die die geltende Gesetzgebung nicht oder nur unvollständig regelt: Die vorbereitenden Handlungen; der Umfang und die Ausdehnung des Enteignungsrechts; die rechtliche Behandlung von Bestandteilen und Zugehör; die Ausübung der Enteignung; das Rückforderungsrecht des Enteigneten; der Verzicht auf die Enteignung; die materielle Enteignung; die Organisation der Schätzungskommissionen; die technischen Fragen im Zusammenhang mit der Eintragung der Rechte im Grundbuch; die Bezahlung der Entschädigungen und die Bereinigung der Lasten usw.

Allein diese Aufzählung zeigt schon die Zweckmässigkeit dieser Gesetzesrevision und die Notwendigkeit, den Kanton mit einem modernen Enteignungsgesetz auszustatten. 

II
Vorentwurf des Enteignungsgesetzes
a) 
Einleitung
Die ausserparlamentarische Kommission setzte sich zum Ziel, einen verständlichen und umfassenden Gesetzesvorentwurf zu verfassen, der die Lücken im geltenden Recht füllt und der die gängigen Fälle regelt, die im Bereich der Enteignungen vorkommen.

Die Kommission benutzte den Entwurf des Enteignungsgesetzes von 1984 als Basisdokument. Tatsächlich bildet dieser Gesetzesentwurf, auch wenn er in der Volksabstimmung abgelehnt wurde, ein wertvolles Arbeitsinstrument, was seine damals breite Akzeptanz im Grossen Rat zum Ausdruck bringt (84 Ja, keine einzige Gegenstimme und eine Enthaltung). Die Kommission hat also beschlossen, diesen Gesetzesentwurf als Basisdokument für ihre Arbeit zu verwenden im Wissen, dass mit dem Bundesgerichtsentscheid vom 30. Mai 2001 das Haupthindernis der damaligen Verwerfung beseitigt worden ist. Festzuhalten ist indes, dass die Kommission, auch wenn sie den Aufbau des Gesetzesentwurfs von 1984 im Wesentlichen übernommen hat, eine Vielzahl von Änderungen und Ergänzungen eingebracht hat. 

Das Vorprojekt der Kommission orientiert sich auch an den vom Bund und den Kantonen getroffenen Lösungen. Im Bereich der Enteignungen, sind die zu lösenden Probleme bekannt, weshalb es die Kommission als sinnvoll erachtete, sich an andernorts getroffenen, bewährten Lösungen zu orientieren, anstatt das Rad nochmals neu zu erfinden. 

Nachstehend werden die einzelnen Kapitel des Vorentwurfs dargestellt, wobei der Blick vor allem auf die Neuheiten gerichtet ist. Statt Artikel für Artikel zu kommentieren, ist es aus unserer Sicht angebracht, den Akzent auf die Hauptneuerungen zu setzen. 

b)
Inhalt
Das Vorprojekt enthält 87 Artikel, eingeteilt in 10 Kapitel. Aus Gründen der besseren Lesbarkeit ist ein Kapitel in zwei Abschnitte unterteilt.

Kapitel 1: Allgemeine Grundsätze
Das Kapitel 1 widmet sich den allgemeinen Grundsätzen. Artikel 1 regelt den Geltungsbereich des Gesetzes. Art. 2 definiert die Begriffe formelle und materielle Enteignung; hier sei erwähnt, dass das Vorprojekt mit der Definition und Regelung der materiellen Enteignung (siehe Kapitel 8) eine bedeutende Lücke im geltenden Recht schliesst. 

Gemäss Rechtsprechung ist eine formelle Enteignung mit der verfassungsmässigen Eigentumsgarantie (Art. 26 BV und Art. 6 KV) nur vereinbar, wenn sie auf einer gesetzlichen Grundlage beruht, im überwiegenden öffentlichen Interesse liegt und sich unter den gegebenen Umständen als verhältnismässig erweist (z.B. BGE 121 I 117, Erw. 3b; 120 Ia 227, Erw. 2c). Artikel 3 verweist auf die Voraussetzung des öffentlichen Interesses (Abs. 1); es sieht eine Vermutung des öffentlichen Interesses für bestimmte Werke vor (Abs. 2); diese Aufzählung ist beispielhaft und ziemlich breit gefasst. Diese Vermutung bedeutet, dass das öffentliche Interesse von Gesetzes wegen für die aufgelisteten Werke als anerkannt gilt; daraus folgt e contrario, dass es in den anderen Fällen dem Enteigner obliegt, den Nachweis des öffentlichen Interesses zu erbringen. 

Gemäss Artikel 4 kann das Enteignungsrecht vom Kanton, den Gemeinden und übrigen Gemeinwesen und Anstalten des kantonalen öffentlichen Rechts (z.B. den Gemeindeverbänden) ausgeübt werden. Wie bis anhin, kann das Enteignungsrecht auch von Personen des privaten Rechts anbegehrt werden, soweit diese ein Ziel verfolgen, das im öffentlichen Interesse liegt (z.B. Seilbahn-Aktiengesellschaft; Gesellschaft zwecks Erstellung eines Golfplatzes, usw.).

Artikel 5 definiert den Gegenstand des Enteignungsrechts. Dieser beschlägt am häufigsten das Eigentumsrecht. Beschränkte dingliche Rechte können ebenfalls Gegenstand einer Enteignung bilden; letztere kann deren Begründung (z.B. Begründung einer Durchleitungsdienstbarkeit für eine Kanalisation) oder deren Aufhebung (z.B. wenn das mit Dienstbarkeiten zu Gunsten von Dritten belastete Grundstück selbst enteignet wird) bezwecken. Absatz 3 ruft den Grundsatz der Verhältnismässigkeit in Erinnerung: Die Enteignung der Rechte darf nur soweit gehen, als sie zur Ausübung der öffentlichen Aufgabe erforderlich sind; der Enteigner muss sich mit der Abtretung eines beschränkten dinglichen Rechts begnügen, wenn dieses die Erreichung des Enteignungszwecks zulässt. Die Enteignung kann, wenn der Enteigner ein Grundstück nur für eine bestimmte Dauer benötigt, vorübergehend oder zeitlich begrenzt sein (Abs. 4).
Die Artikel 6 bis 10 schliessen Lücken im geltenden Recht; es handelt sich um Bestimmungen, wie man sie in jeder modernen Gesetzgebung über die Enteignung antrifft. Die Artikel 6 und 7 regeln den Umgang mit Bestandteilen und Zugehör eines enteigneten Gegenstandes und den Umfang des Enteignungsrechts. Die Artikel 8 und 9 beziehen sich auf die Ausdehnung der Enteignung auf Begehren des Enteigneten oder des Enteigners; die Ausübung dieses Rechts auf Ausdehnung muss im Verlauf des Schätzungsverfahrens mit einem Begehren einer doppelten Schätzung erfolgen. Dieses Gesuch wird anschliessend von der zuständigen Schätzungskommission behandelt. 

Artikel 10 zielt auf die Inanspruchnahme von Dritteigentum vorgängig der Eröffnung des Enteignungsverfahrens. Es ist unerlässlich, dass das Recht, vorbereitende Handlungen vorzunehmen, gesetzlich geregelt ist. Die vorbereitenden Handlungen (z.B. Begehungen, Vermessungen, Absteckungen) müssen Gegenstand einer öffentlichen Bekanntmachung in der betreffenden Gemeinde sein, beziehungsweise einer persönlichen Anzeige oder der Veröffentlichung im Amtsblatt, wenn die vorbereitenden Handlungen von erheblicher Bedeutung sind [Baugrunduntersuchungen (Sondierungen), Fällen oder Lichten]. Wehrt sich der Eigentümer gegen die Vornahmen von vorbereitenden Handlungen, entscheidet das zuständige Departement.

Kapitel 2: Entschädigungen

Artikel 26 BV gewährleistet das Eigentum (Abs. 1) und sieht bei Enteignungen und Eigentumsbeschränkungen, die einer Enteignung gleichkommen, eine volle Entschädigung vor (Abs. 2). Ebenso sieht Artikel 6 KV eine gerechte Entschädigung bei Eingriffen ins Eigentum vor. Die Enteignung zieht die volle Entschädigung der enteigneten Rechte nach sich. Die Bezahlung der Entschädigung ist eine der Voraussetzungen für die Rechtmässigkeit des Eingriffs in die Eigentumsrechte (P. Moor, Droit administratif, vol. III, p. 400-401). Kapitel 2 handelt von der Frage der Entschädigung. 

Die Enteignung kann nur gegen volle Entschädigung erfolgen; sie ist in der Regel in Geld zu entrichten (Art. 11). In besonderen Fällen, wenn infolge der Enteignung die Wirtschaftlichkeit eines Betriebes gefährdet würde, kann der Enteigner zur Leistung von Realersatz verpflichtet werden (Art. 12). Die Entschädigung beinhaltet nicht mehr den gesetzlichen Zuschlag von einem Drittel beziehungsweise einem Viertel. Diese Besonderheit wurde vom Bundesgericht als widerrechtlich beurteilt (Art. 13). Die Artikel 14 bis 20 schliessen Lücken im geltenden Recht und handeln von besonderen Fragen bezüglich der Entschädigung (Ausschluss einer Entschädigung, Berechnung des Verkehrswertes usw.).

Kapitel 3: Enteignungsverfahren
Dieses Kapitel ist in zwei Abschnitte unterteilt.

1.
Abschnitt 1 – Grundsatz des öffentlichen Interesses
Dieser Abschnitt führt eine Neuerung ein. Diese ermöglicht es dem Enteigner, der keine grösseren Auslagen auf sich nehmen will ohne zu wissen, ob das Werk im öffentliche Interesse liegt, vorgängig an den Staatsrat, d.h. vor der eigentlichen Eröffnung des Enteignungsverfahrens, ein Gesuch um Anerkennung des öffentlichen Interesses zu richten. Dies trifft z.B. auf eine Gesellschaft zu, die einen Golfplatz erstellen will und vor entsprechenden Ausgaben (Umweltbericht) wissen möchte, ob ihr Projekt einem öffentlichen Interesse entspricht.

Es handelt sich um ein fakultatives Verfahren, welches auf Gesuch des Enteigners hin eröffnet wird und welches sich einzig auf den Grundsatz des öffentlichen Interesses bezieht. Dieses Verfahren entbindet nicht vom ordentlichen Verfahren: Ist das Vorverfahren zu Ende geführt und der Entscheid des Staatsrats in Rechtskraft erwachsen, muss der Enteigner das ordentliche Enteignungsverfahren einleiten (Art. 26 und ff.). Wenn das Vorverfahren abgeschlossen ist, kann das öffentliche Interesse Rahmen des ordentlichen Enteignungsverfahrens nicht mehr angefochten werden (Art. 25 Abs. 2). Andernfalls würde das Vorverfahren wenig Sinn machen. 

Das Vorverfahren ermöglicht ebenfalls, sehr früh schon festzustellen, ob und in welchem Ausmass ein Projekt bestritten ist. In der Praxis dürfte dieses Verfahren in besonderen Fällen und für bedeutende Projekte zur Anwendung gelangen.
Was das Verfahren betrifft, ist das Gesuch um Erklärung des öffentlichen Interesses zusammen mit den notwendigen Unterlagen an den Staatsrat zu richten (Art. 21). Das Gesuch bildet Gegenstand einer öffentlichen Bekanntmachung durch Publikation im Amtsblatt und durch Anschlag im öffentlichen Anschlagkasten der betreffenden Gemeinde (Art. 22). Jeder Betroffene kann gegen das Gesuch um Erklärung des öffentlichen Interesses Einsprache erheben (Art. 23). Schliesslich entscheidet der Staatsrat über die Einsprachen und über das Gesuch um Erklärung des öffentlichen Interesses. Dieser Entscheid kann Gegenstand einer Beschwerde an das Kantonsgericht bilden (Art. 25).

2.
Abschnitt 2 – Ordentliches Enteignungsverfahren
In diesem Abschnitt wird das ordentliche Enteignungsverfahren geregelt. 

Das begründete Enteignungsgesuch ist zusammen mit den notwendigen Unterlagen, namentlich dem Landerwerbsplan, aus welchem der Umfang der zu enteignenden Grundstücke hervorgeht, an den Staatsrat zu richten (Art. 26 und 27). Einige kantonale Gesetze sehen vor, dass die Plangenehmigung auch gleichzeitig das Enteignungsrecht verleiht (z.B. Art. 52 Abs. 1 des Strassengesetzes). In diesen Fällen macht die Einreichung eines Enteignungsgesuchs keinen Sinn und ist nicht notwendig; das Gesetz erwähnt dies ausdrücklich (Art. 26 Abs. 2).

Das Enteignungsgesuch wird im Amtsblatt veröffentlicht, wobei diese Veröffentlichung durch eine persönliche Anzeige an die Betroffenen ersetzt werden kann. Das Gesuch sowie die einschlägigen Unterlagen können auf der Gemeindekanzlei eingesehen werden. Die Betroffenen können gegen das Enteignungsgesuch innert 30 Tagen beim Staatsrat einsprechen (Art. 29). Der Staatsrat entscheidet über das Enteignungsgesuch und, sollte keine Einigung zustande kommen, über die Einsprachen. Dieser Entscheid kann Gegenstand einer Beschwerde an das Kantonsgericht bilden (Art. 32).

Sobald das Enteignungsrechts rechtskräftig erteilt ist, und im Falle von Dringlichkeit, kann der Enteigner bei der Schätzungskommission die vorzeitige Besitzergreifung des zu enteignenden Objekts beantragen; wie bis anhin ist diese Massnahme für bewohnte Gebäude ausgeschlossen; der aus der vorzeitigen Besitzergreifung entstehende Schaden ist zu ersetzen (Art. 33).

Kapitel 4: Schätzungsverfahren

Nach geltendem Recht wird die Entschädigung in den Fällen, wo sich die Parteien nicht verständigen können, von einer Expertenkommission mit drei Mitgliedern festgesetzt, wovon das erste Mitglied vom Staatsrat ernannt wird, das zweite Mitglied vom Präfekten jenes Bezirks, in welchem die Enteignung stattfindet, und das dritte Mitglied vom Gemeinderat derjenigen Gemeinde, auf deren Gebiet sich die zu schätzenden Liegenschaften befinden (Art. 6 EntG). Wird gegen die Schätzung eingesprochen, ernennt der Staatsrat in gleicher Weise eine Revisionskommission (Art. 11 EntG). Dieses System wurde kritisiert, weil es eine einheitliche Gesetzesanwendung nicht zu gewährleisten vermöge und weil die Gemeinde – die oft die enteignende Partei ist – ein Mitglied der Expertenkommission bezeichne.

Die ausserparlamentarische Kommission stellt nun ein System vor, welches eine einheitliche Rechtsanwendung ermöglichen und Unterschiede und Ungleichheiten infolge lokaler Besonderheiten verhindern soll. Mit dem Vorprojekt werden drei Schätzungskreise geschaffen (Ober-, Mittel- und Unterwallis) sowie ein auf Kantonsebene bestehendes Expertenkollegium aus dreissig Mitgliedern, d.h. 10 pro Schätzungskreis (Art. 35 und 36). Die Experten werden zur Hälfte vom Staatsrat und zur Hälfte vom Kantonsgericht ernannt; letzteres bezeichnet im Übrigen den Präsidenten und die zwei Vizepräsidenten, welche das Büro des kantonalen Kollegiums bilden. Die Bildung eines Expertenkollegiums entspricht dem Wunsch nach einer Professionalisierung der Schätzungsfunktion. Es geht nicht darum, Vollzeitexperten einzuführen, die grosse Kosten verursachen würden, sondern sicherzustellen, dass die Experten den hohen Anforderungen, die das Enteignungswesen stellt, zu genügen vermögen. Schliesslich scheint die Einteilung des Kantonsgebiets in drei Schätzungskreise, die den verfassungsmässigen Regionen entsprechen, aus sprachlichen und geografischen Gründen zweckmässig zu sein. 

In der Praxis übermittelt das Instruktionsorgan den Enteignungsentscheid des Staatsrats an den Präsidenten des Büros des Kollegiums (Art. 38). Alle Gesuche treffen zentral beim Büro ein; es ernennt unter den Experten eine Schätzungskommission von drei Mitgliedern (ein Präsident und zwei Mitglieder), wovon mindestens zwei Mitglieder aus jenem Schätzungskreises eingesetzt werden müssen, in welchem die Enteignung stattfindet. Die Zusammensetzung der Kommission bildet anschliessend Gegenstand einer Veröffentlichung im Amtsblatt oder einer persönlichen Anzeige, und die Betroffenen können innert 10 Tagen Ausstandsgründe geltend machen; das Büro entscheidet unverzüglich über die Ausstandsbegehren (Art. 40). 

Das Büro des Kollegiums übermittelt die Enteignungsakten an den Präsidenten der Schätzungskommission, der die Kommission einberuft und die Parteien vorlädt (Art. 42 und 43). Bei Bedarf kann die Kommission die Dienste eines Sachverständigen in Anspruch nehmen (Art. 45 Abs. 2). Die Parteien werden eingeladen, den Entschädigungsbetrag zu beziffern, den sie erhalten wollen (Art. 46).

Nach der Anhörung der Parteien setzt die Kommission provisorisch die Enteignungsentschädigungen fest; diese werden zusammen mit einem kurzen Bericht, der die massgebenden Bestandteile der Entschädigungen enthält, auf der Gemeindekanzlei öffentlich aufgelegt (Art. 47). Diese öffentliche Auflage erlaubt es den Betroffenen, von den Bestandteilen, welche die Entschädigung rechtfertigen, Kenntnis zu nehmen und festzustellen, ob diese Bestandteile für alle Enteigneten in gleicher Weise angewendet wurden (Gleichbehandlungsgebot). Der Enteigner sowie die Enteigneten können innert der Frist von 30 Tagen sei der öffentlichen Auflage ihre Bemerkungen gegen die provisorischen Entschädigungen formulieren (Art. 48). Die Schätzungskommission legt anschliessend die definitiven Entschädigungen fest (Art. 49). Dieser Entscheid kann Gegenstand einer Beschwerde an das Kantonsgericht bilden (Art. 53). 

Im Falle einer Verständigung zwischen allen Parteien (Enteigner und Enteigneten) über die Entschädigung wird der Vertrag dem Präsidenten des Büros zugestellt, der ihn an das Grundbuch weiterleitet (Art. 34 und 54). In diesem Fall ist die Ernennung einer Schätzungskommission nicht erforderlich.

Kapitel 5: Vollzug der Enteignung

Dieses Kapitel bezieht sich auf die letzte Phase des Enteignungsverfahrens, nämlich die Bezahlung und die Verteilung der Entschädigung. Der Vollzug der Enteignung umfasst sämtliche Massnahmen, die mit Erfüllung der Enteignung einhergehen, namentlich Massnahmen, die zur Bezahlung der Entschädigung, zum Eigentumsübergang und der Schadloshaltung der Berechtigten dienen. Der Vollzug der Enteignung ist insoweit eine sehr wichtige Phase im Ablauf des gesamten Verfahrens. 

Die Enteignungsentschädigung ist zahlbar innert 30 Tagen nach Inkrafttreten des Schätzungsentscheids; nach Ablauf dieser Frist wird die Entschädigung bis zu deren Bezahlung an den Berechtigten verzinst (Art. 56). 

Das Vorprojekt bringt eine Neuerung ein, indem es die Zuständigkeit des Grundbuchs einführt, die Enteignungsentschädigung in Empfang zu nehmen und anschliessend diese auf die Anspruchsberechtigten aufzuteilen. Diese Lösung – welche im Bundesrecht vorgesehen ist (vgl. Art. 89 des Bundesgesetzes über die Enteignung) – ermöglicht im Interesse aller betroffenen Personen eine rasche Inkraftsetzung der Enteignung. Der Enteigner regelt somit die Enteignungsentschädigung auf dem Grundbuchamt, welches beauftragt ist, diese anschliessend an die Berechtigten zu überweisen. Diese Vorgehensweise ist auch deshalb gerechtfertigt, weil es im Falle von Uneinigkeit zwischen den Betroffenen dem Grundbuch obliegt, das amtliche Verteilungsverfahren zu führen (Art. 61) und den Verteilungsplan zu erstellen (Art. 62). Das Grundbuchamt ist das befähigte Organ, die zu entschädigenden Rechte und die Modalitäten der Entschädigung zu definieren. 

Die Bezahlung der Entschädigung an das Grundbuch bewirkt den Übergang des Eigentums an der Liegenschaft oder dem enteigneten Recht (Art. 58). Nach der Bezahlung der Entschädigung an den Berechtigten wird der Eintrag im Grundbuch vorgenommen (Art. 63 und 64).

Kapitel 6: Verzicht auf die Enteignung

Ein Verzicht auf die Enteignung kann eintreten, wenn der Enteigner gewisse Elemente des projektierten Werkes aufgeben oder abändern will. Auch finanzielle Gründe können den Enteigner dazu führen, auf sein Projekt zu verzichten, wenn er z.B. am Schluss des Verfahrens feststellt, dass die festgesetzte Entschädigung höher ist, als er erwartet hatte. Nur der Enteigner kann dieses Verzichtsrecht beanspruchen. 

Der Enteigner kann unter gewissen Bedingungen schriftlich unter gewissen Bedingungen auf die Enteignung verzichten (Einhaltung der Frist von sechs Monaten nach der endgültigen Festsetzung der Entschädigung; Fehlen einer vorzeitigen Besitzeinweisung); diese Erklärung ist unwiderruflich und ist an den Staatsrat zu richten (Art. 65). Die Erklärung wird anschliessend den Enteigneten und dem Grundbuchamt eröffnet und im Amtsblatt publiziert (Art. 66). Der Enteigner, welcher auf die Enteignung verzichtet, trägt die Kosten der Behörden, die Parteientschädigungen an die Enteigneten und die Bezahlung des von den Betroffenen erlittenen Schadens (Art. 67). Kommt keine Einigung zwischen den Parteien zustande, so wird das Entschädigungsgesuch von einer Schätzungskommission beurteilt; die Bestimmungen des Schätzungsverfahrens sind analog anwendbar (Art. 68).

Kapitel 7: Rückforderungsrecht des Enteigneten

Der Vorentwurf behält das Rückforderungsrecht des Enteigneten bei (Art. 33 EntG; Art. 69). Konkret kann der Enteignete, wenn das enteignete Recht nicht die vorgesehene Zweckbestimmung erlangt, die Rückforderung desselben gegen Rückzahlung der erhaltenen Entschädigung und gegebenenfalls des Minderwertes verlangen. Dieser Grundsatz erweist sich als richtig, wenn man in Erwägung zieht, dass die Enteignung eine erzwungene Abtretung darstellt, die Kraft öffentlichen Rechts im Interesse der Allgemeinheit erfolgt. Wenn zum Beispiel eine Gemeinde ein Grundstück im Hinblick auf die Erstellung eines öffentlichen Werkes (Schule, Sportplatz, Friedhof usw.) enteignet, ist es angebracht, dem enteigneten Eigentümer die Rückforderung dieses Grundstücks zu ermöglichen, wenn das geplante Werk innert einer bestimmten Frist nicht realisiert wurde. Die Frist von zehn Jahren scheint angebracht, namentlich im Fall von Verfahren vor Gerichten. 

Das Rückforderungsgesuch ist an den Enteigner zu richten; sofern keine Einigung unter den Parteien zustande kommt, entscheidet der Staatsrat, ob das Rückforderungsrecht an sich besteht (Art. 70). Wenn es keine Einigung über die Streitfragen im Zusammenhang mit der Rückforderung gibt, werden diese von einer Schätzungskommission entschieden, die den Aufwendungen und Wertverminderungen Rechnung trägt (Art. 71). Wenn auf einem Grundstück Arbeiten vorgenommen wurden, die zu einem Mehrwert führten (z.B. Erschliessung), ist es gerechtfertigt, diesem Umstand im Zeitpunkt der Rückforderung Rechnung zu tragen. Eine Aufwendung erfordert demgegenüber, dass der Mehrwert vom Enteigner bewirkt wurde, was nicht zutrifft bei einer Erhöhung des Grundstückpreises oder einer Änderung des Zonennutzungsplans; diese Fälle stellen keine rückerstattungspflichtige Wertvermehrungen dar. Schliesslich muss die Bezahlung der Rückforderungsentschädigung unter Strafe der Verwirkung innert drei Monaten nach rechtskräftiger Festsetzung der Entschädigung erfolgen (Art. 72).

Kapitel 8: Materielle Enteignung

Dieses Kapitel schliesst eine wichtige Lücke im geltenden Recht, welches sich zur Frage der materiellen Enteignung ausschweigt (es ist zu berücksichtigen, dass dieser Begriff ab 1920 aktuell wurde, mithin viel später nach Inkrafttreten des Gesetzes von 1887).

Eine materielle Enteignung liegt vor, wenn Beschränkungen des Eigentums – ohne dass dieses vom Eigentümer an den Staat übergeht – für den Grundeigentümer Auswirkungen haben, die einer Enteignung gleichkommen, was die Bezahlung einer Entschädigung rechtfertigt (T. Tanquerel, L’indemnisation pour les actes licites de l’Etat, p. 8); die Artikel 2 und 73 übernehmen die Elemente dieser Definition
. Der Unterschied zur formellen Enteignung besteht somit darin, dass der Eigentümer sein Eigentumsrecht behält, aber in dessen Ausübung eingeschränkt wird. Demzufolge ist die Unterscheidung zwischen der Einschränkung der Ausübung des Eigentumsrechts, welche einer materielle Enteignung darstellt, und der formellen Enteignung eines Teils des Eigentums (z.B.: Enteignung von Nachbarrechten), nicht immer einfach zu treffen (vgl. BGE 123 II 481; 122 II 17; 121 II 317). Man kann festhalten, dass bei einer formellen Enteignung die Enteignungsentschädigung die Voraussetzung für die Eigentumsübertragung darstellt und dieser somit vorausgeht, währenddem bei einer materiellen Enteignung die Entschädigung die Folge des erfolgten Eingriffs in das Eigentum durch eine Einschränkung desselben ist (T. Tanquerel, op. cit., p. 8); anders ausgedrückt, bei einer materiellen Enteignung ist die Entschädigung nicht eine Voraussetzung, sondern eines Folge der Enteignung (A. Grisel, Traité de droit administratif, vol. II, p. 769). 

Falls keine Einigung unter den Parteien zustande kommt, ist die Entschädigungsforderung aus materieller Enteignung mittels verwaltungsrechtlicher Klage an das Kantonsgericht geltend zu machen (Art. 74). Weil es sich um komplexe Rechtsfragen handelt, die in der Praxis indes selten Gegenstand eines Verfahrens bilden, schlägt die Kommission vor, dass das Kantonsgericht Forderungen aus materieller Enteignung beurteilt. Die Klage ist unter Verwirkungsfolge innert zwei Jahren ab Eintritt der der Enteignung gleichkommenden Eigentumsbeschränkung einzureichen (Art. 75)

Kapitel 9: Entschädigung, Kosten und Parteientschädigung

Der Staatsrat legt auf dem Beschlussweg den Tarif der Mitglieder des Expertenkollegiums fest (Art. 79). Der Enteigner trägt grundsätzlich die tatsächlichen Kosten, die mit der Enteignung zusammenhängen; in bestimmten Ausnahmefällen kann der Enteignete jedoch verpflichtet werden, alle oder ein Teil der Kosten der Schätzungskommission zu übernehmen (Art. 80).

Der Enteignete hat im Enteignungs- und Schätzungsverfahren grundsätzlich keinen Anspruch auf eine Parteientschädigung. Das Gesetz sieht eine Ausnahme vor, wenn der Enteignete ausserordentliche Kosten erleidet, die mit dem Verfahren zusammenhängen (Art. 81 Abs. 1; z.B. Verlust von Parkplätzen, die dem Betrieb einer öffentlichen Gaststätte dienen).

Kapitel 10: Schluss- und Übergangsbestimmungen

Dieses Kapitel enthält technische Bestimmungen, die keinen besonderen Kommentar erfordern.

Sitten, Juli 2004


Beilage:

--
Vorentwurf des Enteignungsgesetzes

� Nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung liegt eine materielle Enteignung vor, wenn dem Eigentümer der bisherige oder ein voraussehbarer künftiger Gebrauch einer Sache untersagt oder in einer Weise eingeschränkt wird, die besonders schwer wiegt, weil der betroffenen Person eine wesentliche aus dem Eigentum fliessende Befugnis entzogen wird. Geht der Eingriff weniger weit, so wird gleichwohl eine materielle Enteignung angenommen, falls einzelne Personen so betroffen werden, dass ihr Opfer gegenüber der Allgemeinheit unzumutbar erschiene und es mit der Rechtsgleichheit nicht vereinbar wäre, wenn hierfür keine Entschädigung geleistet würde. (BGE vom 24. September 2002 – 1A.145/2001; 125 II 431, Erw. 3a; 123 II 481, Erw. 6b).






